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Die zahlreichen Einbrüche haben im Kanton Basel-Stadt in den vergangenen Monaten zu 
massivem Ärger, hohen Kosten und steigender Verunsicherung in der Bevölkerung geführt. 

Vor den Sommerferien war zu lesen, dass das Nordwestschweizer Polizeikonkordat zur 
verbesserten Einbruchprävention ein Sicherheits-Label erarbeiten lassen werde. 
Hauseigentümer/innen sollen ihr Haus als "einbruchsicher" zertifizieren und kennzeichnen 
können. 

Es ist zu begrüssen, dass die Kantonspolizei in der Einbruchprävention verstärkt tätig werden 
möchte. Allerdings dürfte das vorgeschlagene Label für sich allein nur wenig wirksam sein. Zu 
fordern sind weitergehende Präventionsmassnahmen im baulichen Bereich, wie insbesondere 

- Die Gewährung von Steuerabzügen für Investitionen in den Einbruchschutz von 
Gebäuden. Das vorgesehene Sicherheits-Label könnte für die Beurteilung der 
Schutzmassnahmen als Orientierungshilfe dienen. 
Der Spielraum unter dem Steuerharmonisierungsgesetz für entsprechende Abzüge ist 
konsequent auszuschöpfen, und die aktuelle Verordnung und Steuerpraxis sind zu 
überprüfen. 
Im Nationalrat wird zu diesem Thema ebenfalls ein Vorstoss anhängig gemacht, um die 
Abzugsfähigkeit von Einbruchschutzmassnahmen im Steuerharmonisierungsgesetz 
sowie bei der direkten Bundessteuer auszuweiten. 

- Ein Förderprogramm zur finanziellen Unterstützung von Hauseigentümer/innen für 
Investitionen in den Einbruchschutz von Gebäuden. Auch hier könnte das vorgesehene 
Sicherheits-Label für die Beurteilung der Schutzmassnahmen als Orientierungshilfe 
dienen. 
Allenfalls könnten die Versicherungen als Finanzierungs- und Projektpartner für ein 
derartiges Förderprogramm gewonnen werden. 

- Ein Programm zur systematischen Verbesserung des Einbruch-Schutzes bei den 
Liegenschaften von Immobilien Basel-Stadt. 

Ein verbesserter Schutz gegen Einbruch liegt im allgemeinen Interesse: Zunächst dient er den 
Hauseigentümer/innen ebenso wie den Mieter/innen, die ebenso häufig Opfer von Einbrüchen 
werden. Darüber hinaus könnten durch eine verbesserte Einbruchprävention hohe Kosten bei 
Versicherung und Polizei eingespart werden, und vor allem würde ein wirksamer Beitrag zur 
allgemeinen Sicherheit geleistet. 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, die genannten Unterstützungsmassnahmen zur 
Verbesserung des Einbruchschutzes sowie allenfalls weitere Präventionsmassnahmen zu 
prüfen und dem Grossen Rat darüber zu berichten. 
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